
geoisie gegen die nationalen Interessen vollzogenen Schritt, der aus 
der Abhängigkeit und Verbundenheit der herrschenden Kreise 
Westdeutschlands mit dem USA-Monopolkapital und aus der weit­
gehenden Übereinstimmung der Interessen deutsch-amerikanischer 
Monopole zu erklären ist.

Unter diesen Bedingungen waren die Parteien und die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik ebenso wie die anderen 
sozialistischen Staaten genötigt, im Interesse des Friedens und der 
Verteidigung der sozialistischen Heimat Schlußfolgerungen aus der 
neuen Lage zu ziehen. Diese Schlußfolgerungen gipfelten in dem 
Abschluß des Vertrages über Freundschaft, Zusammenarbeit und 
gegenseitigen Beistand vom 14. Mai 1955. Auf der 24. Tagung des 
Zentralkomitees wurde die Bedeutung des Warschauer Vertrages ge­
würdigt.

Die im Warschauer Vertrag festgelegte Zusammenarbeit und 
gegenseitige Hilfe dient der Festigung der freundschaftlichen Bezie­
hungen, der Sicherheit und dem allseitigen Aufschwung der Teil­
nehmerstaaten Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Deutsche 
Demokratische Republik, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und Alba­
nien. Die Volksrepublik China billigte den Abschluß dieses Ver­
trages. Auf der Warschauer Konferenz wurden die notwendigen ge­
meinsamen Verteidigungsmaßnahmen zur Sicherung der friedlichen 
Arbeit unserer Völker vereinbart und wurde ein vereinigtes mili­
tärisches Kommando der Teilnehmerstaaten beschlossen, dem die 
Deutsche Demokratische Republik nach der Schaffung der Natio­
nalen Volksarmee und des Verteidigungsministeriums beitrat.

Im Gegensatz zum aggressiven NATO-Pakt, in dem ausdrücklich 
festgelegt war, daß die strategischen Interessen der USA und die 
Aufrechterhaltung der amerikanischen Militärbasen in Westdeutsch­
land den Vorrang vor der Wiedervereinigung besitzen und West­
deutschland deshalb das Recht abgesprochen wurde, in Fragen der 
Wiedervereinigung zu entscheiden, würde im Warschauer Vertrag 
ausdrücklich dem Vorschlag der Deutschen Demokratischen Republik 
zugestimmt, daß die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik das Recht hat, selbständig Verhandlungen über die Wieder­
herstellung Deutschlands als einheitlicher, friedliebender und demo­
kratischer Staat zu führen. Es wurde festgelegt, daß nach Herbei­
führung eines Vertrages über die kollektive Sicherheit aller europä-
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